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NOTWEG PITZTAL  
LEBENSABSCHNITTE EINES „CHAMÄLEONS“ IN DER JÜNGEREN UMWELTRECHTLICHEN 

GESCHICHTSSCHREIBUNG 

 

 

1. Talabfahrt Pitztaler Gletscher Mittelberg, naturschutzrechtliches Verfahren 

Die erste Fassung der begehrten schitechnischen Verbindung des bestehenden Gletscherschigebietes 

mit dem Pitztaler Talboden geht auf den 19.6.1997 zurück. Weil die Sterne für Vorhaben am 

Gletscher nicht günstig standen, lag das Projekt lange Zeit verborgen in einer Schublade. Bis zur 

Katastrophe in der Stollenbahn von Kaprun im November 2000.   

Am 21.5.2001 wurde dann das Projekt Talabfahrt Pitztaler Gletscher Mittelberg in der Fassung vom 

19.5.2001 eingereicht. Es sah die Errichtung einer 6,5 km langen Schipiste vor, die vom bestehenden 

– seit 1983 über eine Stollenbahn erschlossenen - Schigebiet am Mittelbergferner ins Griestal (oberes 

Pitztal) und weiter bis Mittelberg zur Talstation des Pitzexpress reichen und eine 

Evakuierungsalternative bieten sollte. Mit dem Vorhaben einhergegangen wären massive fels- und 

erdtechnische Massnahmen auf einer Fläche von knapp unter 5 ha sowie die Errichtung von 

Lawinenverbauungen und Schneezäunen.  

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Imst (idF kurz BH) vom 13.8.2001, GZl. 4-N-1395/6 wurde 

der Pitztaler Bergbahnen GmbH&Co KG, St. Leonhard im Pitztal, (idF kurz Projektwerberin) die 

naturschutzrechtliche Bewilligung für die Errichtung der Talabfahrt Pitztaler Gletscher Mittelberg in 

einer - mit Ausnahme der direkten Umgebung des bestehenden Schigebietes - unberührten und 

intakten hochalpinen Naturlandschaft erteilt. Aus naturkundlicher Sicht wurden gravierende und 

irreversible Beeinträchtigungen und Störungen aller Schutzgüter nach dem TNSchG 1997 

festgestellt.  

Diesen Bescheid bekämpfte der Landesumweltanwalt von Tirol (idF kurz LUA). In seiner Berufung 

vom 20.8.2001, GZl. LUA-2-5.1/140, brachte er im Wesentlichen vor, dass das Vorhaben unabhängig 

von den festgestellten Beeinträchtigungen des Mittelbergferners und seiner Einzugsgebiete 

jedenfalls nicht unter § 5 lit. d TNSchG 1997 zu subsumieren und daher nicht bewilligungsfähig sei. 

Nur zwei Monate später zog die Konsenswerberin ihren Antrag zurück. Daraufhin behob die 

Berufungsbehörde den angefochtenen Bescheid mit Berufungserkenntnis vom 5.10.2001 GZl. U-

13.469/4 ersatzlos. 

 

Kurze Zeit später wurde mit Gesetz vom 14.11.2001 das TNSchG 1997 (LGBl. Nr. 14/2002) und der 

darin normierte umfassende Gletscherschutz dahingehend geändert, dass ua die Errichtung von 

Anlagen ermöglicht wurde, wenn sie der sicheren Bergung von Menschen aus einem Schigebiet bei 

Katastrophenereignissen oder ähnlichen erheblichen Gefahrensituationen dienten. Damit sollte in 

Hinkunft eine tiefe Bresche im Tiroler Gletscherschutz klaffen. 
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2. Talabfahrt Pitztaler Gletscher – Griestal, naturschutzrechtliches Verfahren 

Die Projektwerberin zauderte nicht lange und brachte am 19.12.20011 einen neuerlichen Antrag auf 

Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung einer Talabfahrt bei der Behörde ein. Dieser 

wurde am 20.2.2002 und in der mündlichen Verhandlung vom 12.3.2002 ergänzt. Im Gegensatz zum 

Vorprojekt war nunmehr die Einbindung der Notabfahrt in den tatsächlichen Gletscherbereich (ca. 

50 m oberhalb der Gletscherzunge in den Mittelbergferner) vorgesehen. 

 

Mit Bescheid der BH Imst vom 19.3.2002, GZl. 4-N-1446/10 NA-8-2002 wurde der Projektwerberin 

die naturschutzrechtliche Bewilligung zur Errichtung der Talabfahrt vom Schigebiet Pitztaler 

Gletscher durch das Griestal nach Mittelberg erteilt. Es wurden das öffentliche Interesse am 

Naturschutz ua dem langfristigen öffentlichen Interesse an höchstmöglicher Sicherheit für Leib und 

Leben von Menschen gegenübergestellt. Auch wurden ua folgende Forderungen der 

Amtssachverständigen bescheidmäßig vorgeschrieben: 

 „Die Talabfahrt ist zumindest einmal täglich2 vor Beginn des Schibetriebes auf dieser vom 

Pistendienst abzufahren, wobei auf die bergseitigen Böschungen hinsichtlich möglicher 

Steinschlaggefahr oder der Gefahr abstürzender Gesteinspartien zu achten ist. Auch sind im 

Zuge dieser Tätigkeit der Dammkörper auf Erosionserscheinungen hin zu kontrollieren. Der 

Pistendienst muss seine Beobachtungen täglich in einem Betriebsbuch festhalten 

(Nebenbestimmung Nr. 20 für die Betriebsphase aus dem Fachbereich Geologie); 

 Zumindest einmal jährlich ist rechtzeitig vor Beginn der Wintersaison die Talabfahrt von 

beiden vorstehenden genannten befugten Fachleuten für Geologie und Geotechnik 

hinsichtlich der Gefährdung durch Steinschlag bzw. absturzbereite Felspartien aus den 

bergseitigen Böschungen bzw. Hangbereichen zu beurteilen. [...] Festgestellte 

Gefährdungsbereiche sind daraufhin unverzüglich von dieser Spezialfirma zu sichern 

und/oder zu sanieren. [...] (Nebenbestimmung Nr. 24 für die Betriebsphase aus dem 

Fachbereich Geologie); 

 Ist die Lawinensicherheit bei gegenständlicher Abfahrt aufgrund der Witterungsbedingungen 

nicht gewährleistet, ist die Abfahrt zu sperren (Nebenbestimmung Nr. 30 aus dem 

Fachbereich Wildbach- und Lawinenverbauung).“ 

 

Unter den im Zuge des Parteiengehörs geäußerten Vorbringen, die sich hauptsächlich mit der Frage 

auseinander setzten, wie sicher die Abfahrt sei und welches Maß an Sicherheit überhaupt möglich 

sei, bestach jene des Bürgermeisters der Gemeinde St. Leonhard i. P., der die Auffassung vertrat 

und zu Protokoll gab, die Anfang des Jahres 2002 beschlossene Novelle zum TNSchG 1997 sei eigens 

zur Ermöglichung einer Bewilligung dieser Talabfahrt geschaffen worden.  

 

Die Behörde selber stellte zunächst fest, dass das geplante Vorhaben die betroffenen Gletscher 

bzw. dessen Einzugsgebiete nachhaltig beeinträchtigt. Sodann prüfte sie die Möglichkeit, das 

Vorhaben unter den Ausnahmetatbestand des § 5 lit. d Zif. 2 TNSchG 1997 zu subsumieren. Sie 

                                                 
1 20.12.2001 vgl. Bescheid der Erstbehörde vom 19.3.2002 
2 Hervorhebung durch die Verfasserin 
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schloss, dass weder aus der Formulierung der Gesetzesbestimmung noch aus den erläuternden 

Bemerkungen abgeleitet werden könne, welcher Massstab bezüglich Sicherheitserfordernis einer 

derartigen Anlage anzuwenden sei.  

„Wie sich aus den vorliegenden Stellungnahmen der Sachverständigen ergibt, ist in 

gegenständlichem Gebiet die Herstellung einer 100% sicheren Abfahrtsvariante aufgrund der 

vorherrschenden Geländeverhältnisse nicht möglich.  

[...] 

Seitens der Behörde steht zweifelsfrei fest, dass die Lawinengefahr für die gegenständlich geplante 

Piste durch die vor Ort bestehende Lawinenkommission aufgrund deren langjährigen Erfahrung 

richtig beurteilt werden kann, wobei seitens des Obmannes der Lawinenkommission kein Zweifel 

daran gelassen wird, dass die geplante Abfahrt zeitweise zu sperren sein wird.  

[...] 

Aufgrund obiger Ausführungen gelangte daher die Behörde insgesamt zur Ansicht, dass der 

Sicherheitsstandard der geplanten Notabfahrt ausreichend ist, und gegenständliche Piste im Sinne 

des § 5 lit. d Ziffer 2 TNSchG 1997 als eine Anlage zu qualifizieren ist, die notwendig ist, „damit die 

in einem Gletscherschigebiet befindlichen Personen im Notfall sicher aus dem betreffenden Gebiet 

gelangen können“.“  

 

In der Berufung, mit der der LUA am 27.3.2002, GZl. LUA-2-5.1/54 den erstbehördlichen Bescheid 

bekämpfte, wies er insbesondere darauf hin, dass die Errichtung der Talabfahrt nicht der sicheren 

Bergung von Menschen aus einem Schigebiet bei Katastrophenereignissen oder ähnlichen 

erheblichen Gefahrensituationen diente und folglich auch nicht unter den Ausnahmetatbestand nach 

§ 5 lit. d Zif. 2 TNSchG 1997, LGBl. Nr. 33 idF LGBl. 14/2001, zu subsumieren sei.  

 

2. „Talabfahrt Pitztaler Gletscher – Griestal“, UVP-Feststellungsverfahren 

Gleichzeitig stellte der LUA den Antrag, die Behörde möge (als Vorfrage) feststellen, ob das 

Vorhaben einem Verfahren nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz zu unterziehen sei. 

 

Somit leitete die Tiroler Landesregierung als zuständige UVP-Behörde I Instanz mit Schriftsatz vom 

15.4.2002, GZl. U-13.534/3 ein Feststellungsverfahren ein. Da die Beurteilung der Frage einer 

allfälligen UVP-Pflicht entscheidend für den Ausgang des anhängigen naturschutzrechtlichen 

Bewilligungsverfahrens war, wurde dieses gemäß § 38 AVG unterbrochen. 

 

Im Feststellungsverfahren prüfte die Behörde die Tatbestände der lit. a (Neuerschließung von 

Gletscherschigebieten ohne Schwellenwert)  und b (Neuerschließung oder Änderung (Erweiterung) 

von Schigebieten mit einer Flächeninanspruchnahme mit Geländeveränderung von mindestens 20 ha) 

sowie lit. c (Vorhaben zu lit. a oder b in schutzwürdigen Gebieten) der Ziffer 12 des Anhanges 1 zum 

UVP-G 2000. 

Mit Bezug auf die Flächeninanspruchnahme hielt die Behörde fest, dass laut Projektunterlagen eine 

gesamte Eingriffsfläche in der Natur von 4,51 ha - zusammengesetzt aus reiner Pistenfläche und 

Eingriffsfläche in die Natur - angegeben worden sei. Sie wies jedoch auch darauf hin, dass „der 
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geologische  Amtssachverständige in diesem Zusammenhang (Sicherungsmaßnahmen in 

Zusammenhang mit Naturgefahren, insbesondere der Lawinengefahr und der Gefahr durch 

Steinschlag) anlässlich der mündlichen Verhandlung angeführt [hat], dass umfangreiche 

Felssicherungsarbeiten notwendig sein werden.“3 

Die Behörde forderte daher die Konsenswerberin auf, die Flächenzusammenstellung zu ergänzen.  

 

Nach der Besprechung bei LRin Christa Gangl  am  24.4.2002 legte die Konsenswerberin weitere 

Unterlagen zu Lawinenschutzmaßnahmen vor, die den weiteren Parteien im Verfahren zur 

Stellungnahme übermittelt wurden. 

  

Am 21.5.2002 erging der Feststellungsbescheid der UVP-Behörde I Instanz, GZl. U-13.534/15. Das 

Vorhaben war nicht UVP-pflichtig.4  

Aufgrund der Stellungnahme der Pitztaler Gletscherbahnen GmbH & Co KG sowie des Berichtes des 

Ing. Siegfried Felber betreffend die Lawinenschutzmaßnahmen stellte die Behörde eine 

Flächeninanspruchnahme von insgesamt rund 1000 m², also 0,1 ha, fest, die zur Pistenfläche von 

4,51 ha hinzuzuzählen war. Dabei betonte die Behörde auch, dass es ihr „nicht möglich ist, 

innerhalb der im § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 vorgesehenen 6-wöchigen Frist umfangreiche Erhebungen 

vor Ort durchzuführen.“5  

 

Eingehend setzte sich die Behörde damit auseinander, unter welchen Tatbestand der Zif. 12 des 

Anhanges 1 UVP-G 2000 das Vorhaben zu subsumieren sei und grenzte dabei auch die Begriffe 

„Neuerschließung“ und „Erweiterung“ voneinander ab: 

„Mit der beantragten Talabfahrt wird ein Areal des Mittelbergferners, das bislang nicht zu dem in 

der eben beschriebenen Form definierten bestehenden Schigebiet gehört, für den Wintersport 

nutzbar gemacht. 

 

Zif . 12 lit. a des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 knüpft den Tatbestand der „Neuerschließung“ weder 

an die Errichtung von Seilbahnen oder Schleppliften oder an einen durch bestimmte Merkmale 

gekennzeichneten Pistenneubau. Bei extensiver Auslegung ist somit jede erdenkliche Maßnahme, 

die eine bislang nicht zu Zwecken des Wintersports genützte Gletscherfläche für den Wintersport 

nutzbar macht, als Neuerschließung zu qualifizieren. Nach dem vorliegenden Wortlaut schließt ein 

allfälliger räumlicher Zusammenhang dieses gewonnenen Gletscherareals mit einem bestehenden 

Gletscherschigebiet die Annahme einer „Neuerschließung“ nicht aus (vgl. in diesem Sinne Bernhard 

Raschauer a.a.o. und Köhler/Schwarzer a.a.o.; vgl. Kapitel 4.2.4). Damit wäre auch die 

gegenständliche Talabfahrt als Neuerschließung zu werten. 

 

Eine Interpretation entsprechend den obigen Aussagen hat aber zur Folge, dass für den Tatbestand 

„Änderung (Erweiterung)“ kein Platz bleibt. Insbesondere im Hinblick auf den Tatbestand der Zif. 12 

                                                 
3 Kap. 5.2 des Schriftsatzes vom 15.4.2002, GZl. U-13.534/3, S. 4  
4 Pitztal I im Bescheid des UUS vom 2.8.2007, GZl. US 6A/2007/3-48, unter Kap. A 
5 Kap. 3. (Beweiswürdigung) des Feststellungsbescheides vom 21.5.2002, GZl. U-13.534/15, S. 15 
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lit. b des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 geht die Behörde davon aus, dass der Begriff  

Neuerschließung“ nicht so umfassend auszulegen ist. 

Zif. 12 lit. a des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 umfasst daher solche Maßnahmen, die ein bislang nicht 

zu Zwecken des Wintersports genützten und von einem bestehenden Gletscherschigebiet aus nicht 

erreichbares Gletscherareal für den Wintersport nutzbar machen. Das Wort „Erschließung“ 

konkretisiert Maßnahmen dahingehend, dass damit auch die Beförderung von Personen in welcher 

Form auch immer verbunden ist. 

 

Die beantragte Talabfahrt bietet den Benützern des bestehenden Gletscherschigebietes die 

Gelegenheit, mit den Schiern in das Tal abzufahren. Eine weitergehende Benützung der geplanten 

Schipiste ist mangels sonstiger Einrichtungen (Beförderungsanlagen) nicht möglich. 

 

Aus all diesen Erwägungen geht die UVP-Behörde davon aus, dass für die gegenständliche Talabfahrt 

der Tatbestand der Zif. 12 lit. a des Anhanges 1 UVP-G nicht erfüllt ist.“6 

 

Daraufhin prüfte die Behörde gemäß § 3a Abs. 1, ob der in Zif. 12 lit. b ausdrücklich vorgesehene 

Änderungstatbestand erfüllt sei und daher in einer Einzelfallprüfung festzustellen sei, ob mit 

erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen zu rechnen sein würde. Die 

geplante Talabfahrt mit einer Flächeninanspruchnahme mit Geländeveränderung durch 

Pistenneubau oder durch Lifttrassen von 4,61 ha verfehlte jedoch den bezüglich 

Kapazitätserweiterungen festgelegten Schwellenwert von 25 %. Bei einer Flächeninanspruchnahme 

von weniger als 5 ha war somit auch die Summe der in den vorangegangenen 5 Jahren erfolgten 

kapazitätserweiternden Änderungen irrelevant und konnte eine Einzelfallprüfung unterbleiben. Aus 

dem selben Grund unterlieb auch die Prüfung der Auswirkungen aufgrund des räumlichen 

Zusammenhangs zu anderen Vorhaben.  

 

Betont werden soll an dieser Stelle, dass der Behörde zu keinem Zeitpunkt verborgen war oder 

wurde, dass „die Pitztaler Gletscherbahnen GmbH & Co KG die Errichtung einer weiteren Seilbahn 

(!) auf den Fernerkogel [plant]. Die gegenständliche Talabfahrt verläuft im Bereich der damit in 

Zusammenhang stehenden und geplanten Pisten.“7  Diese war in Vergangenheit neben der Abfahrt 

bereits als Teil des „Sicherheitskonzeptes“ für das über die Stollenbahn erschlossene Schigebiet 

kolportiert worden.  

 

Gegen diesen Feststellungsbescheid erhob der LUA am 7.6.2002, GZl. LUA-2-5.1/59, fristgerecht 

Berufung und brachte im Wesentlichen vor, dass das Gesamtausmaß der Geländeveränderungen 

nach wie vor nicht abschließend geklärt sei; das Vorhaben „Talabfahrt Pitztaler Gletscher – Griestal 

– Mittelberg“ unter den Tatbestand Neuerschließung von Gletscherschigebieten zu subsumieren sei; 

folglich kein Schwellenwert zu berechnen sei; Gletscher aufgrund ihres Schutzstatus nach dem 

TNSchG als schutzwürdige Gebiete im Sinne der Kategorie A des Anhanges 2 des UVP-G 2000 zu 

                                                 
6 Kap. 4.2.5. ebendort, S. 18 
7 Kap. 2.7 ebendort. Vgl. auch Kap.3., S. 14 
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gelten haben; eine UVP dann durchzuführen sei, wenn aufgrund mangelnder Mitwirkung der 

Konsenswerberin Ermittlungen innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Zeit nicht abschließend 

geführt werden könnten. 

 

Mit Bescheid vom 20.12.2002, GZl. US 6A/2002/7-43 wies der Unabhängige Umweltsenat die 

Berufung des LUA als unbegründet ab. Wie bereits die Erstbehörde stellte auch er fest, dass es sich 

beim Vorhaben um keine Neuerschließung im Sinne der Z 12 lit. a handelte. 

„Da das gegenständliche Vorhaben die Errichtung einer weiteren Abfahrt vom bestehenden 

Gletscherschigebiet unter Vornahme von Geländeveränderungen vorsieht, ist (abstrakt) vom 

Tatbestand einer Änderung (Erweiterung) von Schigebieten im Sinne der Z 12 lit. b auszugehen. [...] 

Der Tatbestand der Z  12 lit. b des Anhanges 1 wäre erfüllt bei einer Flächeninanspruchnahme mit 

Geländeveränderung durch Pistenneubau von mindestens 20 ha.“8 

 

Die Kumulierungsbestimmung nach § 3a Abs. 6 hingegen war nicht anzuwenden, da eine Prüfung 

durch den Umweltsenat ergeben hatte, dass das Vorhaben mit andern Vorhaben in einem 

räumlichen Zusammenhang nicht stand.  

 „Mit diesen anderen Vorhaben sind aber gleichartige Vorhaben eines anderen Betreibers (oder 

allenfalls in keinem sachlichen Zusammenhang stehende Vorhaben desselben Betreibers) zu 

verstehen. Im Fall des gegenständlichen Vorhabens liegt dagegen Betreiberidentität mit dem in 

unmittelbarem sachlichen Zusammenhang bestehenden Schigebiet vor und ist daher ausschließlich 

von den Schwellenwerten im Sinne des Änderungstatbestandes des § 3a Abs. 1 UVP-G 2000 

auszugehen.“9 

 

Daraufhin prüfte der Umweltsenat die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit der 

Kumulierungsbestimmung nach § 3a Abs.  5 UVP-G, für den Fall, dass innerhalb der letzten 5 Jahre 

"kapazitätserweiternde Änderungen" genehmigt wurden. Diese setzte allerdings voraus, dass mit 

dem Vorhaben „Talabfahrt Pitztaler Gletscher – Griestal – Mittelberg“ selber eine  

Kapazitätsausweitung von mindestens 25 % des Schwellenwertes erreicht würde. 

 

Bezüglich der Relevanz eines Speicherteiches bei der Ermittlung des zu erreichenden 

Schwellenwertes, führte der Umweltsenat aus: 

 

„Hinsichtlich der weiteren Frage, ob die Flächeninanspruchnahme durch den Speicherteich selbst 

(ca. 2.39 ha) eine kapazitätserweiternde Änderung im Sinne des § 3a Abs. 5 UVP-G 2000 darstellt, ist 

zunächst vom Begriff der Kapazität im Sinne des § 2 Abs. 5 UVP-G 2000 auszugehen. Demnach ist 

Kapazität die genehmigte oder beantragte Größe eines Vorhabens, die bei Angabe eines 

Schwellenwertes im Anhang 1 in der dort angegebenen Einheit gemessen wird. Bezogen auf den hier 

relevanten Tatbestand der Z 12 lit. b des Anhanges 1 ist daher eine kapazitätserweiternde Änderung 

                                                 
8 Kap. 2.2.2. des Bescheides des Unabhängigen Umweltsenates vom 20.12.2002, GZl. US 6A/2002/7-43, S. 27 
9 ebendort S. 28 
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die Flächeninanspruchnahme mit  Geländeveränderung durch Pistenneubau oder durch Lifttrassen in 

der dort angegebenen Einheit "Hektar". Bereits oben wurde darauf hingewiesen, dass nach Aussage 

der Pitztaler Gletscherbahnen GesmbH & Co KG der neue Speicherteich lediglich der neuen 

Beschneiung schon bisher als Schipisten gewidmeter Flächen dienen soll. Die seinerzeitige 

Errichtung dieses  Speicherteiches stellt daher im gegenständlichen Fall weder eine  

Geländeveränderung durch Pistenneubau noch durch Lifttrassen bzw. durch mit diesen im 

unmittelbaren Zusammenhang stehenden Maßnahmen dar, sodass die fragliche 

Flächeninanspruchnahme nach Meinung des Umweltsenates hier keine kapazitätserweiternde 

Änderung darstellt“10. 

 
Unter Zugrundelegung der Angaben der Antragstellerin und der zusätzlichen Flächenerhebung durch 

den vom Umweltsenat beigezogenen nichtamtlichen Sachverständigen DI Hermann Hinterstoisser 

stellte der Umweltsenat daher abschließend fest: 

 

„Insgesamt geht sohin der Umweltsenat bei Prüfung des im gegenständlichen alle zum Tragen 

kommenden Tatbestandes der Z 12 lit. b des Anhanges 1 des UVP-G 2000 von einer relevanten 

Flächeninanspruchnahme mit Geländeveränderung durch Pistenneubau von 7,29 ha aus, weshalb 

sich im Hinblick auf den in diesem Tatbestand festgelegten Schwellenwert von 20 ha keine UVP-

Pflicht für das gegenständliche Vorhaben ergibt.“ 

 

4. „Talabfahrt Pitztaler Gletscher – Griestal“, Fortsetzung des naturschutzrechtlichen 

Bewilligungsverfahrens 

Der Feststellungsbescheid der UVP-Behörde I. Instanz vom 21.5.2002 erwuchs in Rechtskraft und es 

setzte die Berufungsbehörde das Verfahren fort.  

Am 4.2.2003 zog die Konsenswerberin den Antrag auf Bewilligung der Talabfahrt Pitztaler Gletscher 

– Griestal allerdings erneut zurück.  

Daraufhin behob die Behörde mit Berufungserkenntnis vom 6.2.2003, GZl. U-13.534/48, den 

erstinstanzlichen Bescheid ersatzlos. Im Berufungserkenntnis führte sie dennoch – und zwar in 

Hinblick auf allfällige zukünftige Verfahren zur nunmehr bereits zum zweiten Mal zurückgezogenen 

„Talabfahrt“ – grundsätzliche Überlegungen aus zum Ausnahmetatbestand vom Verbot gemäß § 5  

lit. d TNSchG 1997, Gletscher und ihre Einzugsgebiete nachhaltig zu beeinträchtigen. Gemäß Ziffer 

2 ist die Errichtung von Anlagen dann zulässig, wenn diese notwenig sind, damit die im 

Gletscherschigebiet befindlichen Personen im Notfall sicher aus dem betreffenden Gebiet gelangen 

können. Dabei ist eine Alternativenprüfung jedenfalls vorgesehen, während eine 

Interessenabwägung zwischen dem öffentlichen Interesse am Naturschutz und den anderen 

öffentlichen Interessen nicht vorgeschrieben ist. 

 

Dabei maß die Behörde der Definition des Begriffes „sicher“ zentrale Bedeutung zu. Um als solche 

qualifiziert zu werden, muss „Eine Anlage im Sinne des § 5 lit. d Zif. 2 TNSchG [muss] so beschaffen 

                                                 
10 ebendort, S. 29 
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sein, dass sie im Notfall – also jederzeit während des Schibetriebes – eine gefahrlose und geordnete 

Evakuierung von Schigästen ermöglicht.“11 

Die Behörde fasste zusammen, dass die ursprünglich eingereichte Talabfahrt durch morphologisch 

und damit auch geologisch sehr anspruchvolles Gebiet führt und täglich mit Stein- oder Eisschlag zu 

rechnen ist. Daher wären bei aufrechtem Betrieb tägliche Kontrollen durch geologisch und 

geotechnisch geschultes Personal notwendig. Überdies könne trotz beabsichtigter 

Lawinenschutzmaßnahmen eine Sperre der Abfahrt aufgrund Lawinengefährdung nicht 

ausgeschlossen werden. 

 

„Schitechnisch ist die Abfahrt wohl realisierbar. Eine Evakuierung ist aber nur unter massivem 

Einsatz von Personal und technischen Einrichtungen (Funk) möglich. Gerade der geordnete Einlass in 

die Abfahrtspiste am Ende des Gletschers muss jedenfalls überwacht werden. Auf einer teilweise 10 

bis 15 Meter breiten Piste muss also eine geordnete Abfahrt von 1000 und mehr Personen 

gewährleistet werden.  

Selbst für den normalen Betrieb ist der sportfachliche Amtssachverständige davon ausgegangen, 

dass nur ein geringer Teil der Wintersportgäste die Talabfahrt zum Schilauf nützt. 

 

Während der gesamten Wintersaison ist die ursprüngliche Talabfahrt mangels Schnee nicht 

befahrbar. Die Pitztaler Gletscherbahnen GmbH hat zwar ihre Absicht bekundet, eine 

Beschneiungsanlage zu errichten, Näheres lässt sich dem gesamtem Akteninhalt jedoch nicht 

entnehmen. In der schneefreien Zeit wäre dann die ca. 4 bis 5 Stunden dauernde Evakuierung zu 

Fuß (in voller Schiausrüstung!) oder mittels LKW erfolgt. Allerdings bleibt offen, welche Wege die 

Lastkraftwagen benützt hätten, hat doch die Pitztaler Gletscherbahnen GmbH und Co KG im UVP-

Verfahren ausdrücklich festgehalten, Bauhilfswege im Zuge der Pistenherstellung nur temporär zu 

errichten. Für eine allfällige Evakuierung in der Dunkelheit wäre die erforderliche Anzahl an Fackeln 

angeschafft worden. 

 

Wie eine solche Evakuierung in der schneefreien Zeit, in der die Talabfahrt mangels Schnee nicht 

benützt werden kann, wirklich abgewickelt worden wäre, ist nicht nachvollziehbar. 

 

Wenn die Erstbehörde daher zur Ansicht gelangt, dass der Sicherheitsstandard der ursprünglich 

eingereichten Notabfahrt ausreichend ist und damit die Voraussetzungen des § 5 lit. d Zif. 2 TNSchG 

1997 erfüllt sind, stellt dies einen eklatanten Widerspruch zu den Beweisergebnissen und sogar eine 

Umkehr desselben dar. Bezeichnend ist, dass der zuletzt genannte Aspekt (keine Befahrbarkeit 

während der gesamten Schisaison mangels Schnee) in der Begründung auf den Seiten 11ff des 

angefochtenen Bescheides überhaupt nicht erwähnt wird. Eine Beurteilung der Lawinengefahr 

erfolgte, obwohl die Unterlagen des Ing. Siegfried Felber erst am 28.4.2002 und somit lange nach 

Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens überreicht wurden. Auf Seite 12 enthält der 

angefochtene Bescheid die Feststellung, der Obmann der Lawinenkommission lässt keine Zweifel 

                                                 
11 Berufungserkenntnis vom 6.2.2003, GZl. U-13.534/48 
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daran, dass die eingereichte Talabfahrt zeitweise zu sperren sein wird.  Wenige Sätze weiter wird 

der Sicherheitsstandard als ausreichend qualifiziert. Die Ausführungen des schitechnischen 

Sachverständigen wurden auf S. 11 des erstinstanzlichen Bescheides unter Weglassung 

entscheidender Passagen wiedergegeben.“12 

 

Ende 2004 wurde durch die UVP-G-Novelle 2004, BGBl. 153/2004, das UVP-G 2000 novelliert und ua 

die Ziffer 12 lit. a des Anhanges 1 abgeändert bzw. erweitert. Von nun an sollte nicht bloß die 

Neuerschließung, sondern auch die Erweiterung von Gletscherschigebieten auf ihre UVP-Pflicht hin 

geprüft werden. 

 

5. „Sicherheitsweg Mittelberg“ (UVP-Verfahren) 

Am 31.5.2005 brachte die Pitztaler Bergbahnen GmbH & Co KG beim Amt der Tiroler 

Landesregierung als UVP-Behörde I Instanz einen Antrag auf Genehmigung des „Sicherheitsweges 

Mittelberg“ gemäß § 17 UVP-G ein. Am 21.7. und 16.8.2005 trug ihr die Behörde Ergänzung des 

vorgelegten Projektes auf.  

 

Dieses Datum, an und für sich bezeichnend für einen Tag wie jeder andere auch, klang wie ein 

Spottgedicht für den Alpenverein, der am 1.6.2005, also am darauf folgenden Tag, als 

Umweltorganisation nach § 19 Abs.  7 UVP-G 2000 anerkannt werden sollte. Ihm blieb somit die 

Parteistellung im UVP-Verfahren und die Möglichkeit darin die Einhaltung von Umweltschutz-

vorschriften geltend zu machen, verwehrt.  

 

Mit Schreiben vom 1.12.2005, GZL. U-5149, teilte die UVP-Behörde I Instanz der Antragstellerin die 

Ergebnisse des Verfahrens mit. Insbesondere führte sie in ihren Schlussfolgerungen aus: 

„Wie den „Ergänzungen zum Bericht der UVE vom 31.5.2005 zu entnehmen ist, wird der 

„Sicherheitsweg“ ständig vorgehalten. Er ist daher unabhängig vom Eintritt eines „Notfalls“ 

geöffnet. [...] Diese Ausführungen erwecken bei der UVP-Behörde den Eindruck, dass nicht die 

Errichtung einer Anlage im Sinne des § 5 Abs. 1 lit. 2 TNSchG 2005, sondern die Errichtung eines 

Transportweges, der im Winter auch als Abfahrt benützt werden kann, geplant ist. Dies widerspricht 

eindeutig § 5 lit. b Tiroler Seilbahn- und Schigebietsprogramm 2005.“ 13  

 

Sie verwies auf das Berufungserkenntnis vom 6.2.2003, Zl. U-13.534/48 und auf die darin 

enthaltenen und oben angeführten Ausführungen zum Begriff „sicher“ und fuhr fort:  

                                                 
12 Kap. 2.3.6 (rechtliche Schlussfolgerungen) aus dem Berufungserkenntnis vom 6.2.2003, GZl. U-13.534/48 
13 In diesem Sinne heißt es im Schreiben des Betriebsleiters Reinhold Streng an die Gemeinde St. Leonhard im 
Pitztal. „Eine Abfahrt bringt zudem auch viel Komfort, wenn die Schifahrer am Nachmittag mit Schiern ins Tal 
fahren können und nicht zum Hinunterfahren bei der Bahn wieder anstehen müssen. Zudem brächte eine Abfahrt 
(Weg) für uns auch eine große Arbeitstechnische Erleichterungen, da wir nicht jedes Gerät, das wir im Gebiet 
benötigen, vorher zerlegen müssen, um es mit der Bahn zu transportieren“.  
Kap. 4.2. des Schreibens der UVP-Behörde I. Instanz vom 1.12.2005, GZl. U-5149, S. 10 
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„Abgesehen von den Sommermonaten ist aber auch während des Zeitraumes September bis Mitte 

November keine Schneesicherheit gegeben. Dabei soll ein Abtransport der Gäste mit 20 

allradbetriebenen Bussen erfolgen. 

Wie die klaren und nachvollziehbaren Berechnungen des Sachverständigen Stefan Thaler ergeben, 

nimmt eine solche Bergung mehr als 20 Stunden in Anspruch. Ein solcher Abtransport entspricht 

jedenfalls nicht den Anforderungen an das Tatbestandsmerkmal „sicher“ des § 5  

lit. d Zif . 2 TNSchG 2005.“14 

 

Zwischenzeitlich stellte die UVP-Behörde über Antrag der Konsenswerberin mit Bescheid vom 

28.12.2005, GZl. U-5154/13 fest, dass der geplante Austausch bzw. Ersatz von Liftanlagen im 

Pitztaler Gletschergebiet (SL Mittelbergjoch I durch eine 8 EUB und den DSB Gletschersee durch 6 SB 

Gletscherseebahn) einer UVP nicht zu unterziehen ist. Projektgegenstand waren dabei auch eine 

neue Trassenführung, Schutzmaßnahmen gegen Naturgefahren und die Überschreitung der 

Schigebietsgrenzen um 80,50 m. Die Errichtung von Schipisten wurde nicht beantragt. Diese beiden 

Vorhaben sollten in Zusammenhang mit den Geschehnissen rund um die Talabfahrt eine nicht zu 

vernachlässigende Rolle spielen, da als Auflage ein Sicherheitskonzept gefordert und bescheidmäßig 

vorgeschrieben wurde. 

 

Am 17.5.2006 trat die Verordnung der Landesregierung vom 2.5.2006 in Kraft, mit der ein 

Raumordnungsprogramm über den Schutz der Gletscher (Raumordnungsprogramm Gletscher, LGBl. 

Nr. 43/2006) erlassen wurde. Der Umriss des Pitztaler Gletscherschigebietes wurde in Anlage 2 des 

Raumordnungsprogramms Gletscher „Gletscherschigebiet Pitztal bzw. Ötztal“ definiert. Hinter 

diesem euphemistischen Titel verbirgt sich ein weitreichendes Zugeständnis. Im Interesse einer 

möglichen Strukturverbesserung bestehender Gletscherschigebiete ist nunmehr in deren Rahmen die 

Errichtung verschiedener Anlagen, die für den Tourismus von besonderer Bedeutung sind, nach 

Maßgabe der darin festgelegten Grundsätze zulässig.  

Bis zu diesem Zeitpunkt hatte es ein solches nicht gegeben. Offensichtliche Begehrlichkeiten 

bezüglich des Ausbaus von Gletscherschigebieten zerschellten an den strengen 

Gletscherschutzbestimmungen des TNSchG 2005. 

 

 

Mit Bescheid der UVP-Behörde I. Instanz vom 20.6.2006, GZl. U-5149/78 wurde der Projektwerberin  

die Genehmigung für das Vorhaben „Pitztaler Talabfahrt (Sicherheitsweg)“ 15, auch „Sicherheitsweg 

Mittelberg“, versagt.  

Die Behörde stellte fest, dass das beantragte Vorhaben „als eine Änderung (Erweiterung) des 

bestehenden Schigebietes „Pitztaler Gletscherschigebiet“ im Sinne der Zif. 12 lit. a des Anhangs 1 

zum UVP-G 2000 zu qualifizieren [ist], da diese Änderung mit einem Pistenneubau verbunden ist. 

Dieses Vorhaben ist daher einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des zweiten Abschnittes des 

UVP-G 2000 zu unterziehen. 

                                                 
14 Kap. 4.3. ebendort 
15 Pitztal II im Bescheid des UUS vom 2.8.2007, GZl. US 6A/2007/3-48, unter Kap. A 
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Das UVP-Verfahren ist als konzentriertes Genehmigungsverfahren ausgestaltet. Es sind im besonderen 

die Genehmigungsvoraussetzungen des § 17 Abs. 2 UVP-G 2000 und zudem auch die 

Genehmigungsvoraussetzungen der anzuwendenden Materiengesetzen zu prüfen. 

 

Im gegenständlichen Verfahren ist auch das Tiroler Naturschutzgesetz 2005, LGBl. Nr. 26/2005, 

anzuwenden. Dem widerspricht auch nicht § 2 Abs. 1 lit. b TNSchG 2005. Letztere Vorschrift lautet 

nunmehr wie folgt: 

„(1) Dieses Gesetz gilt nicht für: 

b) sicherheitsbehördliche Maßnahmen der ersten allgemeinen Hilfeleistung und sonstige Maßnahmen 

zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr für das Leben oder für die Gesundheit von Menschen 

und zur Abwehr oder Bekämpfung von Katastrophen (§ 1 Abs. 3 bis 5 des 

Katastrophenhilfdienstgesetzes, LGBl. Nr. 5/1974).“ 

 

Die zitierte Bestimmung hat durch die Novelle LGBl. Nr. 50/2004, eine Änderung erfahren. In den 

erläuternden Bemerkungen zur Novelle LGBl. Nr. 50/2004, heißt es: 

„Der Verwaltungsgerichtshof hat mit seinem Erkenntnis vom 20.09.1999, Zl. 98/10/0357, die Worte, 

nach § 1 Abs. 3 des Katastrophenhilfsdienstgesetztes, LGBl. Nr. 5/1974´ extensive in der Weise 

interpretiert, dass auch Maßnahmen des vorbeugenden Katastrophenschutzes (in concreto für die 

Errichtung eines Aufschließungsweges) vom Geltungsbereich des TNSchG ausgenommen sind, weil es 

im Zusammenhang mit dem Gewicht des geschützten Rechtsgutes keinen Unterschied macht, ob 

Maßnahmen zu dessen Schutz vorbeugend oder in einer akuten Bedrohungssituation getroffen 

werden´. 

Eine derartige Auslegung geht jedoch an den Intentionen des Gesetzgebers vorbei. Durch die 

Ergänzung des Klammerausdrucks auf ,§ 1 Abs. 3 - 5 des Katastrophenhilfsdienstgesetzes ...´ soll nun 

unmissverständlich klargestellt werden, dass auch die Begriffe ,Abwehr von Katastrophen´ und 

,Bekämpfung von Katastrophen´ im Sinne des § 1 Abs. 4 und 5 des Katastrophenhilfsdienstgesetzes zu 

verstehen sind.“ Nach dem klaren Wortlaut des letztgenannten Gesetzes geht es bei ,Abwehr´ von 

Maßnahmen, die geeignet sind, den Eintritt ,unmittelbar drohender Katastrophen´ zu verhindern“. 

 

Der Tiroler Landesgesetzgeber hat also gerade im Hinblick auf das Erkenntnis des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 20.09.1999, Zl. 98/10/0357, § 2 Abs. 1 lit. b im Rahmen der Novelle 

LGBl. Nr. 50/2004 neu formuliert. Das TNSchG 2005 ist im gegenständlichen Fall daher anzuwenden.  

Die Anwendung des TNSchG 2005 ist daher nicht rechtswidrig. 

 

Ergänzend ist in diesem Zusammenhang auf das am 25.01.2005 in Kraft getretene Tiroler Seilbahn- 

und Schigebietsprogramm 2005, LGBl. Nr. 10/2005, zu verweisen. Gemäß § 5 lit. b Tiroler Seilbahn- 

und Schigebietsprogramm 2005 ist die Erweiterung bestehender Schigebiete nicht zulässig, wenn die 

Gletscher, ihre Einzugsgebiete und ihre im Nahbereich gelegenen Moränen in Anspruch genommen 

werden. Dies gilt nicht für Anlagen nach § 5 Abs. 1 lit. d Z 2 des Tiroler Naturschutzgesetzes 1997 
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und für Anlagen, die im Einklang mit einem Raumordnungsprogramm nach § 5 Abs. 216 des Tiroler 

Naturschutzgesetzes 1997 stehen. 

 

Die Errichtung von Schipisten im Rahmen bestehender Gletscherschigebiete ist gemäß § 43 Abs. 2 

Raumordnungsprogramm Gletscher nur innerhalb der in den planlichen Darstellungen in den Anlagen 

1 bis 4 festgelegten Grenzen und nach Maßgabe der im § 2 Raumordnungsprogramm Gletscher 

festgelegten Grundsätze zulässig. 

 

Das gegenständliche Vorhaben berührt weitgehend Bereiche, die sich außerhalb des in Anlage 2 des 

Raumordnungsprogramms Gletschers definierten Gletscherschigebietes Pitztal und Ötztal befinden. 

Ebenso überschreitet das geplante Vorhaben die Außengrenze des bestehenden Schigebietes gemäß 

 § 2 Abs. 4 in Verbindung mit Anlage 31 des Tiroler Seilbahn- und Schigebietsprogramms 2005. 

 

Das gegenständliche Vorhaben stellt jedenfalls eine Erweiterung des bestehenden Schigebiets 

„Pitztaler Gletscher“ im Sinne gemäß Anlage 31 des Tiroler Seilbahn- und Schigebietsprogramm 2005 

und ist damit als Erweiterung eines bestehenden Schigebiets im Sinne des § 2 Abs. 3 Tiroler Seilbahn- 

und Schigebietsprogramm 2005 zu qualifizieren. Die Verwirklichung des geplanten Vorhabens ist 

gemäß § 5 lit. b Tiroler Seilbahn- und Schigebietsprogramm 2005 nur zulässig, wenn die 

Voraussetzungen des § 5 lit. d Z 2 TNSchG 2005 erfüllt sind.“17  

 

Im Zuge des Verfahrens wies die Behörde die Antragstellerin wiederholt darauf hin, die von ihr 

vorgelegte UVE und andere Unterlagen insbesondere aus den Bereichen Glaziologie und Naturkunde 

zu ergänzen. Bezüglich des eingereichten, zweimal in wesentlichen Teilen geänderten 

Sicherheitskonzepts in 6 Sicherheitsstufen (Stufe 0-5) fasste die Behörde zusammen: 

 

„Bei Sicherheitsstufe 3 (weniger als 800 Personen im Schigebiet) und Sicherheitsstufe 4 

(mehr als 800 jedoch weniger als 2000 Besucher im Schigebiet) ist eine Unterbringung von 

Gästen in der Bergstation des Pitzexpress möglich. 

Bei der Sicherheitsstufe 1 (weniger als 800 Personen im Schigebiet) und der Sicherheitsstufe 

2 (mehr als 800 Besucher im Schigebiet) [Schiweg nicht befahrbar] wird der Großteil der 

Schigäste, nämlich jeweils 80%, zu Fuß unter der Führung des Personals ins Tal gebracht 

werden. Der Fußmarsch wird mit 2 ¾ Stunden angesetzt. Ca. 20 % der Personen werden in 

Kleinbussen im Convoy entlang des Sicherheitsweges nach Mittelberg verbracht. Dies dauert 

ca. 1,5 (Sicherheitsstufe 1) bzw. 5,5 Stunden (Sicherheitsstufe 2). 

Bei der Sicherheitsstufe 0 (Sicherheitsweg mit Schi befahrbar) wird auch bei Dunkelheit ins 

Tal abgefahren. Die erforderliche Beleuchtung der Schitrasse erfolgt durch Fackeln. 

                                                 
16 Die Landesregierung kann für bestehende Gletscherschigebiete Raumordnungsprogramme nach § 7 des 
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, erlassen, in denen unter Bedachtnahme auf die Ziele nach § 
1 Abs. 1 die Errichtung von infrastrukturellen Anlagen, die für den Tourismus von besonderer Bedeutung sind, 
für zulässig erklärt wird. (§ 5 Abs. 2 TNSchG) 
17 Kap. 2.2. letzter Absatz und Kap. 2.3. des Bescheides der UVP-Behörde I. Instanz vom 20.6.2006, GZl. U-
5149/78 
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Die Annahme, 80% der Schigäste sind in der Lage, zu Fuß in das Tal zu gelangen (Sicherheitsstufe 1 

und 2) ist völlig unbegründet. Es ist zu berücksichtigen, dass die Schigäste für einen solchen 

Fußmarsch – allenfalls während der Dunkelheit – nicht ausgerüstet sind (schwere Schischuhe, 

Schibekleidung, etc.). 

Selbst im überarbeiteten Sicherheitskonzept dauert eine Entleerung ca. 5,5 Stunden. Offen bleibt 

weiterhin die Frage, ob während jenen Perioden, in denen der Schiweg mit Schiern nicht befahrbar 

ist, der Weg einen Zustand aufweist, um einen Transport mit Kleinbussen durchführen zu können. 

Das Befahren einer lediglich mit Fackeln ausgeleuchteten Schipiste während der Dunkelheit durch 

hunderte von Schifahrern als sicher zu bezeichnen, ist für die UVP-Behörde völlig unverständlich und 

nicht nachvollziehbar. 

Von einer Sicherheit im Sinne der im Kapitel 3.1. wiedergegebenen Definition kann keinesfalls 

ausgegangen werden. Insgesamt zeigt das Verfahren, dass der geplante Sicherheitsweg den 

Voraussetzungen des § 5 lit. d Z 2 TNSchG 2005 nicht entspricht.“18 

 

Zusammengefasst stellte die Behörde daher fest, dass der geplante Sicherheitsweg den 

Ausnahmetatbestand gemäß § 5 lit. d Z 2 TNSchG 2005 nicht erfüllt. Somit wurde auch den im 

Seilbahn- und Schigebietsprogramm vorgesehenen Voraussetzungen nicht entsprochen. 
 

Gegen dieses Bescheid berief die Pitztaler Gletscherbahn GesmbH & Co KG am 17.7.2006. Seitdem 

behängt das Verfahren unter GZl. 6A/2006/15 beim Unabhängigen Umweltsenat. 

 

 

6. „Notweg Pitztal“ 

Diesen Zeitpunkt kennzeichnet eine rechts- und umweltpolitisch bedenkliche Zäsur im Handeln der 

bisher betroffenen Akteure.  

 

Der eigentlichen Causa „Notweg Pitztal“ voran ging noch eine zweifelhafte sicherheitspolizeiliche 

Verordnung vom 20.7.2006 der Gemeinde St. Leonhard i.P., die der Gemeinderat aufgrund 

Verfassungswidrigkeit unverzüglich ersatzlos wieder zu beheben hatte. Diese dennoch zum Vorwand 

nehmend, wurde mit der Umsetzung des Sicherheitskonzeptes nach Maßgabe des von der 

Projektantin ausgearbeiteten Sicherheitskonzeptes begonnen. Prompt untersagte die BH Imst als 

delegierte Behörde gem. § 39 Abs. 1 UVP-G 2000 mit Bescheid vom 26.7.2006, Gz. 4-N-1733/6, diese 

und weitere Ausführungen des bewilligungspflichtigen und bis dato nicht bewilligten 

„Sicherheitsweges Mittelberg“. 

 

Nun ging man peu à peu die ausgeheckten Schritte zur Erreichung der ersehnten Verbindung des 

Gletscherschigebietes mit dem Talboden an:  

 

                                                 
18 Kap. 3.3. ebendort 
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„Notweg Pitztal, Teil 1“ 

Teil 1 des Gesamtsicherheitskonzepts mit einer Länge ca. 3,32 km sollte von der Einbindung im 

Bereich des Gletscherstübeles (Seehöhe 1.912 m) bis vor die Gletscherzunge (Seehöhe 2.486 m) 

reichen. Der Antrag vom 28.9.2006 (29.9.2006 in der Berufung des LUA) wurde von der BH Imst am 

9.10.2006 mündlich verhandelt. Laut Projekt „wird der Weg auf die Befahrbarkeit mit 3-Achs-LKW 

ausgelegt und die kehren mit einem Kurvenradius von 12 m errichtet. Die gesamte 

Manipulationsfläche (Wegtrasse mit Abtragungen- und Schüttungsbereichen) beträgt ca. 4,9 ha.“19 

Die allfällige Benutzung des Weges als Bauhilfsweg wird (dennoch) nicht beantragt. 

 

Bereits in der mündlichen Verhandlung stellte der LUA einen Antrag auf Feststellung der UVP-Pflicht 

des Vorhabens. 

 

Am selben Tag noch bewilligte die BH mit Bescheid, GZl. 4-W-10928/8, WA-87-2006, die Errichtung 

eines Notweges in Griestal.  

 

Am 12.10.2006 folgte die Berufung des LUA, GZl. LUA-2-3.2/405.  

 

Mit Berufungserkenntnis vom 18.10.2006, GZl. U-14.025/20 wies die Berufungsbehörde die Berufung 

als unbegründet ab. Lediglich der Spruch wurde dahingehend abgeändert, dass die Projektfassungen 

angegeben werden und sichergestellt wird, dass der Notweg nicht als Piste verwendet wird. 

Ausdrücklich dar tat die Berufungsbehörde ihre Rechtsansicht, wonach der 

berufungsgegenständliche Notweg ins Griestal aufgrund seines Zweckes, seiner Lage und seiner 

Ausmaße zweifelsfrei nicht ident mit dem Projekt ist, das Gegenstand des Bescheides der 

Landesregierung von 20.6.2006, GZl. U-5149/78, betreffend Genehmigung nach UVP-G 2000 war. 

Die Frage der Teilbarkeit des Vorhabens wird bejaht.  

 

Nach einer eingehenden Auseinandersetzung mit der Judikatur über das „unteilbare Ganze“ und die 

Zulässigkeit von Teilbescheiden schlussfolgert die Berufungsbehörde:  

„Unter Annahme der getrennten Bescheidpunkte (naturschutzrechtlicher Beschied betreffend Teil 1 

und allfälliger naturschutzrechtlicher Beschied betreffend Teil 2) ist nicht ersichtlich, warum diese 

beiden Beschied nicht einem gesonderten Abspruch zugänglich sein sollten. Die Vorhaben Teil 1 und 

Teil 2 sind nach den Erfahrungen des täglichen Lebens deshalb getrennt, weil sie verschiedene 

Bereiche der Natur und Landschaft betreffen. Teil 1 befindet sich auf dem Gletscher. Teil 2 

befindet sich außerhalb des Gletschers20. [...] Richtig mag jedoch sein, dass das allfällige 

naturschutzrechtliche Verfahren betreffend Teil 2 ergeben mag, dass das derzeit vorgelegte 

Sicherheitskonzept betreffend Teil 2 nach Ansicht der Seilbahnbehörde Probleme aufwirft.“21 

 

                                                 
19 Kap 2 des Berufungserkenntnisses vom 18.10.2006, GZl. U-14.025/20, S. 4 
20 Hier liegt vermutlich eine Verwechslung vor.  Teil 1 befindet sich außerhalb des Gletschers,  Teil 2 auf dem  
Gletscher 
21 Kap. 4, s. 6 ebendort 
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Als zweites klärt und bejaht die Behörde die Frage, dass das Vorhaben die Errichtung einer Anlage 

darstellt, die notwenig ist, damit die in einem Gletscherschigebiet befindlichen Personen im Notfall 

sicher aus dem betreffenden Gebiet gelangen können.  

 

Abschließend führt die Berufungsbehörde aus, dass sie aufgrund der im Zuge des 

Berufungsverfahrens erfolgten Klarstellungen zum Sicherheitskonzept betreffend Sperr- und 

Hinweismaßnahmen „davon ausgehen [darf], dass gewährleistet ist, dass der gegenständliche 

Notweg ins Griestal (Teil 1) nur im Störfall beim Pitzexpress zum Abtransport für die im 

Gletscherschigebiet befindlichen Personen im Notfall benützt werden darf.“22 

 

Mit einem Schreiben vom 13.10.2006, GZ-SHO-NA-112/976, erteilte Lrin Dr. Hosp den Auftrag, eine 

Besprechung durchzuführen zur Klärung der von der Konsenswerberin sowie dem Landesgeologen 

einerseits und von Seiten mit der Sache vertrauten nichtamtlicher Fachexperten andererseits 

unterschiedlich beantworteten Fragen, wo sich im Projektsbereich Moränen iSd TNSchG befänden, 

ob allenfalls weitere Abklärung bzw. Bestätigungen der Moränensituation notwendig seien. Auch die 

Auflistung der Trassenänderungsbereiche sollte erfolgen.  

 

Jetzt greifen die Pitztaler Gletscherbahnen einer rechtskräftigen Entscheidung vor und lassen 

Baumaschinen auffahren.  

Auch wird alles, was Rang, Namen oder Medaillen hat, in der „Causa“ bemüht. 

 

Mit Bescheid der BH Imst vom 16.10.2007, GZl. 4-W-10928/15, wird die weitere Ausführung von 

Baumaßnahmen am „Notweg“ vom Pitztaler Gletscher ins Griestal untersagt. 

 

Kurz darauf hat die BH Imst erneut illegale Baumaßnahmen einzustellen. Mit Bescheid vom 

22.11.2006, GZl. 4-W-10928/26, wird die weitere Ausführung von Baumaßnahmen im Bereich 

zwischen dem bestehenden Schigebiet und dem oberen Ende des neuen Notweges (wie z.B. das 

Befahren mit Ratrack, um eine Spur vom Schigebiet zum Notweg zu ziehen, die Verfüllung von 

Gletscherspalten, das Errichten von Schneestangen, Absperrungen und Tafeln, etc.) bis zum 

Vorliegen einer entsprechenden naturschutzrechtlichen Bewilligung für die erforderlichen 

Maßnahmen untersagt. 

 

Die Berufung der Pitztaler Gletscherbahnen folgt am 30.11.2006. Ihren Antrag, den bekämpften 

Bescheid zur Gänze zu beheben, begründet sie ua damit, dass der Bescheid vom 9.10.2006, mit dem 

die Errichtung von Teil 1 des Gesamtsicherheitskonzeptes bewilligt worden war, auch Teil 2, sprich 

den Notweg auf dem Gletscher, der in den Einreichunterlagen verbal als „Korridor“ beschrieben 

worden sei, erfasse.  

Mit Berufungserkenntnis vom 12.12.2006, GZl. U-14.047/3, wird die Berufung der Pitztaler 

Gletscherbahnen als unbegründet abgewiesen. Insbesondere verweist sie dabei ua auf die dem 

                                                 
22 Kap. 4, s. 8 ebendort 
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Antrag vom 28.9.2006 entnommenen klaren und zweifelsfreien Passage, wonach „die Weganlage ... 

[verläuft] bis zur Zunge des Mittelbergferner, berührt diesen aber nicht. [...] Zusammengefasst 

kommt die Berufungsbehörde zur Ansicht, dass sowohl die Errichtung des Notweges auf dem 

Mittelbergferner („Teil 2“) nach § 5 Abs. 1 lit. d Z 1 TNSchG 2005 als auch die Verwendung von 

Kraftfahrzeugen (Ratracks) nach § 6 lit. j TNSchG 2005 außerhalb von Verkehrsflächen und 

eingefriedeten bebauten Grundstücken einer Bewilligung bedurften.“23 

 

„Notweg Pitztal, Teil 2“ 

Der einzige, verbleibende Ausweg aus dieser von illegalen Maßnahmen gesäumten Sackgasse ist ein 

Antrag auf naturschutzrechtliche Bewilligung auch für Teil 2 des Gesamtsicherheitskonzeptes zur 

Errichtung eines Notweges im Gletscherbereich („Korridor am Gletscher“). Dieser umfasst das 

Anlegen einer mit Schiern befahrbaren Spur mittels Pistengerät, das Anbringen von Schneestangen, 

Absperrmaßnahmen und Hinweisschildern und die Benutzung der Spur als Bauhilfsweg (!). 

Mit Bescheid vom 19.12.2006, GZl. 4-W-10928/43 und 4-WA-109-2006 erteilt die BH Imst die 

naturschutzrechtliche Bewilligung für die Errichtung eines Notweges am Mittelbergferner. Mit  

bewilligt wird die Benützung dieses Notweges und des talseitig daran schließenden - rechtskräftig 

bewilligten - Weges „Mittelberg“ als Bauhilfsweg. 

 

Gegen diesen Bescheid erhebt der LUA mit Schriftsatz vom 28.12.2006, GZl. LUA-AS-UVP-12/18 

fristgerecht Berufung. Dieses Verfahren behängt derzeit noch. 

 

„Pitztal III, Weganlage Mittelberg“ (UVP-Verfahren) 

Seinen anlässlich der mündlichen Verhandlung vom 9.10.2006 gestellten Feststellungsantrag dehnt 

der LUA mit Schriftsatz vom 19.10.2006, GZl. LUA-2-3.2/406, auf den Bereich des vom BMVIT im 

seilbahnrechtlichen Bewilligungsverfahren geforderten Sicherheitskonzeptes und somit auch auf Teil 

2 aus, der den Bereich von der Talstation der 6 SB Gletschersee bis zum Umkehrplatz des Notweges 

erfasst. Der darin erwähnte Teil 3 hingegen reicht von der Bergstation der Stollenbahn bis zur 

Gletscherzunge. Somit ist Gegenstand des ausgeweiteten Feststellungsantrages des 

Landesumweltanwaltes das Vorhaben „Weganlage Mittelberg, Sicherheitskonzept“ vom 20.11.2006. 

 

Mit Bescheid vom 29.11.2006, GZl. U-5172/30, stellt die Tiroler Landesregierung als UVP-Behörde I. 

Instanz fest, dass für die Errichtung der Weganlage Mittelberg aus dem Sicherheitskonzept vom 

20.11.2006, U-5172/22, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchzuführen ist. 

 

Im Zuge des Feststellungsverfahrens stellt die Behörde fest, dass dieses Vorhaben nicht ident mit 

dem noch anhängigen Vorhaben „Sicherheitsweges Mittelberg“24 ist, weil es sich davon durch 

Widmung, Lage und Art unterscheidet und im Übrigen das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist. 

 

                                                 
23 Kap. 3 des Berufungserkenntnisses vom 12.12.2006, GZl. U-14.047/3, S. 4 
24 auch „Pitztaler Talabfahrt (Sicherheitsweg)“ (Bescheid der TirLReg vom 20.6.2006, GZl. U-5149/78, oder 
„Pitztal II“  (Bescheid vom 2.8.2007, GZl. US 6A/2007/3-48) 
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Auch holt die UVP-Behörde „die seilbahnrechtlichen Betriebsbewilligungsbescheide des 

Landeshauptmannes von Tirol betreffend 6 Sessellift Gletschersee (vgl. OZL 25) und des 

Bundesministers für Verkehr Innovation und Technologie vom 21.11.2006 betreffend die 

Einseilumlaufbahn Mittelbergjoch (vgl. OZL 27) [ein]. Aus beiden Bescheiden ist ersichtlich, dass das 

erwähnte Projekt „Weganlage Mittelberg“ vom 20.11.2006 zum Bestandteil dieser beiden Bescheide 

erklärt wurde.“25 

 
Somit prüft die Behörde nunmehr die UVP-Pflicht sowohl hinsichtlich Teil 1 als auch Teil 2 der in das 

Begriffsgebilde „Sicherheitskonzept Weganlage Mittelberg“ gefassten Talabfahrt. 

 

Im Weiteren begründet die Behörde ihre Entscheidung wie folgt: 

„Der Landesumweltanwalt hat nach Ansicht der UVP Behörde aber nicht widerlegt, dass die 

Sachverhaltermittlungen ergeben haben, dass das gegenständliche Vorhaben „Weganlage 

Mittelberg“ eine Anlage darstellt, die ausschließlich eine geeignete und notwendige 

Entleerungsmöglichkeit von Schigästen aus dem Schigebiet in Notsituationen darstellt.  

Unbestritten bleibt auch die Aussage des Amtsachverständigen für Sporttechnik, wonach Notweg 

(Teil 1 und Teil 2) ausschließlich für einen Notfall ausgelegt sind und daher keine 

Klassifizierung/Beurteilung als organisierter Schiraum für diesen Notweg statt findet. Unbestritten 

ist also der Notweg auf dem Gletscher als auch außerhalb des Gletschers aus sportfachlicher Sicht 

als freier Schiraum zu betrachten. 

Unbestritten ist ferner, dass das Vorhaben die allgemeine Benützung durch Schifahrer ausschließt: 

Das Vorhaben beinhaltet unbestritten die Aufstellung von Sperrtafeln und Sperrvorrichtungen.“26  

 

„Als Zwischenergebnis nach all diesen Auslegungen der Worte „Piste“, „Schipiste“, „Pistenneubau“ 

kommt die UVP-Behörde zur Ansicht, dass unter „Pistenneubau“ im Sinne des Anhanges 1 Z 12 in 

Verbindung mit Fußnote 1a UVP-G 2000 kein Notweg sondern nur eine Piste zu verstehen ist. Eine 

Piste ist eine Strecke für Abfahrten, die zur regelmäßigen Benützung zum Schifahren errichtet und 

gewidmet und die allgemein zugänglich ist.“27 

 
D.h. maßgeblich für die Unterscheidung zwischen Schipiste und „Notweg“, die die Behörde trifft, 

sind Widmung, Regelmäßigkeit der Verwendung und der allgemeine Zugang der Anlage. 

Dem Vorbringen des LUA, dass nicht die Häufigkeit der Benützung einer Piste, sondern vielmehr die 

Tatsache vorrangig ist, dass eine Piste im Gletscherbereich erstellt und diese regelmäßig instand 

gehalten werden müsse, kann die Behörde nichts abgewinnen. 
 

Von einer Skipiste ist somit ein „Notweg“ unterscheidbar, der nur für den Fall des Eintritts eines 

Notfalles benützt und dann nur für diesen Fall allgemein zugänglich gemacht wird. 

[...]  

                                                 
25 Kap. 1 des Bescheids vom 29.11.2006, GZl. U-5172/30, S. 9 
26 Ebendort, S. 12 
27 Ebendort, S. 12 
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Folgerichtig kann nach Lage dieses Falles eine „Änderung (Erweiterung) von Gletscherschigebieten“ 

mangels eines „Pistenneubaues“ nicht vorliegen. 

Auch werden sonstige Tatbestände des Anhanges 1 UVP-G 2000 durch diesen Notweg nicht erfüllt.28 

 
Damit fehlt es am Tatbestandsmerkmal „Pistenneubau“ nach Anhang 1 Z 12 lit. a UVP-G 2000. 

Daher wird durch dieses Vorhaben „Weganlage Mittelberg“ vom 20.11.2006 („Notweg Teil 1 und 

Teil 2“) eine UVP-Pflicht nicht ausgelöst. 

 

Ein weiteres Mal ist der LUA bezwungen, dieses Vorhaben mit seiner Berufung vom 29.12.2006, GZl. 

LUA- AS-UVP-12/11, zu bekämpfen. 

 

Nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 13.6.2007 klärt dann der Unabhängige 

Umweltsenat in Wien 2.8.2007 mit Bescheid vom 2.8.2007, GZl. US 6A/2007/3-48 abschließend, dass 

das Vorhaben „Weganlage Mittelberg“ (bestehend aus der Weganlage Mittelberg Teil 1 und 

Mittelberg Teil 2 ) UVP-pflichtig ist.29 
Zunächst prüft der Umweltsenat, ob Teil 1 und Teil 2 zwei unterschiedliche Vorhaben sind oder 

beide Teile ein Vorhaben ergeben. 

 

„Gegenstand eines UVP-Verfahrens sind sämtliche mit einem Vorhaben in sachlichem oder örtlichem 

Zusammenhang stehenden Eingriffe, auch wenn nur ein Teil des Vorhabens die UVP-Pflicht gemäß 

Anhang 1 auslöst. Der Grundsatz der Einheit der Anlage gilt im UVP-Regime somit in noch weiterem 

Umfang als im sonstigen Anlagenrecht (vgl Ennöckl/Raschauer, Kommentar zum UVP-G2, § 2 RZ 9 

und die dort zitierte Rechtsprechung). 

Dass die beiden Weganlagen in einem räumlichen Zusammenhang stehen, ist evident, da diese 

unmittelbar aneinander anschließen. Im Hinblick auf den sachlichen Zusammenhang mehrerer 

Maßnahmen stellt die Rechtsprechung darauf ab, ob diese durch einen gemeinsamen Betriebszweck 

verbunden sind, wobei diesbezüglich der klar deklarierte Wille des Projektwerbers zu beachten ist (US 

4.7.2004, 5B/2001/1-20, Ansfelden II). Ein gemeinsamer Betriebszweck wird dann angenommen, 

wenn ein bewusstes und gewolltes Zusammenwirken zur Erreichung eines gemeinsamen 

wirtschaftlichen Ziels vorliegt (vgl VwGH 7.9.2004, 2003/05/0218, 0219, VwGH 29.3.2006, 

2004/04/0129). Auch der einheitliche optische Eindruck verschiedener Maßnahmen kann 

Berücksichtigung finden (US 4.7.2004, 5B/2001/1-20, Ansfelden II). Sowohl die Weganlage Mittelberg 

Teil 1 als auch die Weganlage Mittelberg Teil 2 sollen laut dem dem UVP-Bescheid zugrunde 

liegenden Sicherheitskonzept und dem sonstigen Vorbringen der Pitztaler Gletscherbahn GmbH & Co 

KG dazu dienen, im Störfall Wintersportler aus dem Gletscherschigebiet zu evakuieren. Ihr 

Betriebszweck ist somit die Evakuierung von Wintersportlern. Diesen Betriebszweck könnte weder die 

Weganlage Mittelberg Teil 1 noch die Weganlage Mittelberg Teil 2 für sich allein erfüllen, da 

ansonsten die Wege jeweils „im Nichts“ enden würden. Das gleiche gilt auch, wenn man der 

                                                 
28 Ebendort, S. 16f 
29 Pitztal III im Bescheid des UUS vom 2.8.2007, GZl. US 6A/2007/3-48 



 19 

Weganlage zusätzlich den Betriebszweck eines Bauhilfsweges für Arbeiten am Gletscher zu Grunde 

legt. 

Damit besteht sowohl ein unabdingbarer räumlicher als auch sehr enger sachlicher Zusammenhang 

zwischen diesen beiden Weganlagen und sind die Weganlagen Mittelberg Teil 1 und Teil 2 als ein 

Vorhaben im Sinne des UVP-G 2000 anzusehen.“30 
 

Eine Identität mit einem der bisherigen Verfahren und dem gegenständlichen schließt der 

Umweltsenat aus. Somit auch das Vorliegen einer entschiedenen Sache. 

 

Die Behörde prüft auch, welchen Ausmaßes das Sanierungskonzept, das in den Bescheiden über die 

Genehmigung der Sechssesselbahn Gletschersee und der Einseilumlaufbahn als Auflage erteilt 

wurde, zu sein hat und stellt insbesondere fest, dass „Unter verwaltungsrechtlichen Anpassungs- 

und Sanierungsverfahren sind alle jene Verfahren zu verstehen, die angeordnet werden um 

gesetzlich vorgeschriebene Standards zu erfüllen, (zB Verfahren nach § 79 Abs. 3 GewO, § 10 IG-L, § 

17 AlSAG, § 33c WRG, §§ 23ff EG-K)“. 

 

Und sie führt unmissverständlich aus, dass „Betroffen jedoch ausschließlich Anpassungen und 

Sanierungen von Vorhaben [sind], was begrifflich voraussetzt, dass bereits eine rechtskräftige 

Genehmigung für die betreffende Anlage vorliegen muss (vgl Ennöckl/Raschauer, aaO, Rz 27 zu § 

3a).“ 

Insbesondere hält sie fest, dass „Die Auflagen aus den erwähnten seilbahnrechtlichen  

Genehmigungsbescheiden stellen somit keine Aufträge zur Anpassung bestehender Anlagen an den 

Stand der Technik dar und sind keine verwaltungsrechtlichen Anpassungs- oder Sanierungsverfahren 

iSd § 3a Abs. 8 UVP-G 2000.“31 

 

Somit können sie gegebenenfalls UVP-pflichtig sein. 

 

Bezüglich der eigentlichen Frage, ob und nach welcher Bestimmung das Vorhaben UVP-pflichtig ist, 

stellt die Berufungsbehörde klar bzw. fest: 

 

„Gemäß § 3a Abs. 1 Z 2 iVm Anhang 1 Z 12 lit. a UVP-G 2000 ist demnach für die (Änderung)  

Erweiterung eines Gletscherschigebietes unter folgenden Voraussetzungen eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen: 

1. Mit der Änderung (Erweiterung) des Gletscherschigebietes ist eine Flächeninanspruchnahme 

durch Pistenneubau oder durch Lifttrassen verbunden und  

2. 2. eine Einzelfallprüfung ergibt, dass durch die Änderung (Erweiterung) mit erheblichen 

nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist“. 

 

                                                 
30 ebendort Kap. D, 1 S. 19 
31 ebendort Kap. D, 3 S. 22f 
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Somit widerlegt sie die bis dato vertretene Ansicht, dass jede Änderung (Erweiterung) eines 

Gletscherschigebietes mit Pistenneubau automatisch UVP-pflichtig ist. 

 

Die Frage, ob die Weganlage (beschränkt auf den am Gletscher liegenden Teil 2) eine Pistenneubau 

darstellt, bejaht der Umweltsenat. 

 

„Die in dem, dem UVP-Feststellungsverfahren zugrunde liegenden Sicherheitskonzept vom 

20.11.2006 und dem ergänzenden Kurzbericht vom 2.4.2007 beschriebene Weganlage erfüllt diese 

Voraussetzungen: Die Fläche ist (wenn auch nur im Falle des Störfalls des Pitzexpress) für die 

Benutzung durch Wintersportler vorgesehen und für diese im Störfall allgemein zugänglich und sie 

ist durch die Markierung mit Schneestangen und die Präparierung nach Neuschneefällen erkennbar. 

Weiters wird sie vor atypischen Gefahren gesichert (zB Überbrückung von Gletscherspalten im 

Rahmen der Präparierung). 

 

Weder aus der ÖNORM noch aus der Rechtsprechung des Umweltsenates lässt sich ableiten, dass 

Voraussetzung für die Definition einer Schipiste das ständige Befahren oder eine regelmäßige 

Benutzung ist. Dies ist auch insofern nachvollziehbar, als sich die Umweltauswirkungen einer 

Schipiste schon aus der Anlegung und der Präparierung dieser Piste und nicht bloß aus der Befahrung 

durch die Schifahrer ergeben.“32 

 

Jedenfalls bemerkenswert ist die Perspektive, die der unabhängigen Umweltsenat durch folgende 

Ausführungen  eröffnet und die an Deutlichkeit kaum zu übertreffen ist: 

 

„Diese eher weite Auslegung des Begriffs der „Schipiste“ ergibt sich auch aufgrund einer 

richtlinienkonformen Interpretation: 

Anhang II Z 12 lit. a UVP-Richtlinie lautet: „Schipisten, Schilifte, Seilbahnen und zugehörige 

Einrichtungen“. 

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 12.9.2006, Zl. 2005/03/0131 festgestellt, dass, wenn eine 

Bestimmung der Umsetzung der UVP-Richtlinie dient, der Grundsatz der richtlinienkonformen 

Auslegung zu berücksichtigen ist. Demnach muss ein nationales Gericht, das nationales Recht 

auszulegen hat, seine Auslegung so weit wie möglich am Wortlaut und Zweck der Richtlinie 

ausrichten, um das mit dieser verfolgte Ziel zu erreichen und auf diese Weise Artikel 249 Abs. 2 EG 

nachzukommen; dieser Grundsatz gilt auch für Verwaltungsbehörden. 

 

Bei der Umsetzung des Anhang II Z 12 lit. a der UVP-Richtlinie im Anhang 1 Z 12 des österreichischen 

UVP-G 2000 erwähnt der österreichische Gesetzgeber nur die Errichtung von Seilförderanlagen und 

Schipisten. Unter den Seilförderanlagen werden die Schilifte und Seilbahnen des Anhang II Z 12 lit. a 

der UVP-Richtlinie zu subsumieren sein. Nicht erfolgt ist jedoch eine ausdrückliche Erwähnung der 

„zugehörigen Einrichtungen“. Wenn man die gegenständliche Weganlage nicht schon unter den 

                                                 
32 ebendort Kap. D, 4.2.1 S. 26 
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Begriff  einer Schipiste im oben zitierten Sinn einordnete, so würde es daher jedenfalls die 

richtlinienkonforme Interpretation gebieten, die gegenständliche Weganlage, die der Benützung 

durch Wintersportler dient, zumindest als zugehörige Einrichtung zu den Schipisten in einem 

engeren Sinn zu subsumieren. Eine Fläche, die für die Benutzung zum Schifahren oder für andere 

Wintersportarten eingerichtet wird und die durch äußere Merkmale erkennbar ist, ist daher auf 

jeden Fall als Schipiste anzusehen, unabhängig ob eine dauernde Benutzung erfolgt oder nicht.“33 

 

Somit führt die Berufungsbehörde eine Einzellfallprüfung durch, ermittelt Beeinträchtigungen und 

bewertet diese hinsichtlich ihrer Rechtsfolgen. 

 

„Ausgehend vom schlüssigen und nachvollziehbarem Gutachten des Sachverständigen für 

Naturschutz und Landschaftsökologie wird seitens des Umweltsenats die Beeinträchtigung des 

Landschaftsbildes darin gesehen, dass auf dem Mittelbergferner ein für den Massensport typischer 

zusätzlicher menschlicher Eingriff erfolgt, der sich aufgrund seiner Art und Lage in einem bisher 

wenig berührten Bereich nicht harmonisch ins Landschaftsbild einpasst. Die Beeinträchtigung des 

Charakters der Landschaft wird darin gesehen, dass sich der Charakter des bisher weitgehend 

naturbelassenen Mittelbergferners in eine touristisch überprägte Landschaft verändert. 

 

Der Gesetzgeber hat dem Gletscherschutz offenbar eine besondere Bedeutung zugemessen, indem 

er die Schwellenwerte, die sonst bei der Beurteilung der UVP-Pflicht von Schigebieten vorgesehen 

sind, für Gletscherschigebiete nicht zur Anwendung bringt. Trotzdem ist davon auszugehen, dass 

nicht jede Erweiterung eines Gletscherschigebietes als erheblich iSd § 3a Abs. 1 Z 2 UVP-G 2000 

anzusehen ist.  

 

Die Besonderheit des gegenständlichen Falls besteht nach Ansicht des Umweltsenats darin, dass die 

Weganlage Mittelberg Teil 2 nicht nur über den schon bisher touristisch überprägten „Pitztaler 

Gletscher“ sondern auch über den bisher schitechnisch noch nicht erschlossenen, von 

anthropogenen Spuren weit weniger berührten „Mittelbergferner“ führt und damit ein bisher noch 

nicht touristisch überprägter Gletscherbereich berührt wird. Der Pitztaler Gletscher und der 

Mittelbergferner sind durch die Mittelmoräne optisch gut voneinander getrennt. Diese Trennung ist 

insbesondere auf der oben unter C 5 eingefügten Abbildung ausreichend gut ersichtlich.  

 

Der Umweltsenat vertritt daher die Ansicht, dass diese Beeinträchtigungen der Landschaft im 

Bereich des Mittelbergferners als erheblich schädliche belästigende oder belastende Auswirkungen 

iSd § 3a Abs. 1 Z 2 UVP-G 2000 zu bewerten ist und für das gegenständliche Vorhaben eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.  

 

                                                 
33 ebendort Kap. D, 4.2.1 S. 26f 
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Eine Prüfung, ob eine erhebliche Beeinträchtigung weiterer in § 2 Abs. 2 UVP-G 2000 genannten 

Schutzgüter erfolgt, konnte daher unterbleiben. Ebenso eine weitere Prüfung der Weganlage 

Mittelberg Teil 1.“34 

 

 

Mit Bescheid der Tiroler Landesregierung vom 26.9.2007, GZl. GZl. U-5172/60, U-14.025/35, U-

14.047/41 wird dann schlussendlich die naturschutzrechtliche Bewilligung für den ersten Teil des 

Notweges (Weganlage Mittelberg Teil 1) für nichtig erklärt.  

 

Noch aber lebt es. 

 

                                                 
34 ebendort Kap. D, 4.2.2.7 S. 31f 
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